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A n fra g e 

der Abgeordneten SUPPAN 

und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz 

betref:fend Stellungnahme des Zentralverbandes slowenischer Organi= 

sationen in Kärnten zur Anbril1:gung zweisprachiger topographischer 

Bezeichnungen und AUfschrifi;en in den Gebieten Kärntens mit 

slowenischer oder gemischter Bevölkerung. 

In einer Stellungnahme vom 22. Juni 1972 zum Entwurf eines Bundes= 

gesetzes p mit dem Bestimmungen über die Anbringung von zwei= 

sprachigen topographischen Bezeichnungen und Aufschriften in den 

Gebieten Kärntens mit ~lowenischer oder gemischter Bevölkerung 

getroff'en werden, stellt der Zentralverband slowenischer Organi"" 

sationen in Kärnten u.a. fes~g 

Dib Ergebnisse der Volkszählung 1961 aber weisen noch zusätzlich 

zahlreiche Beein:flussungen seitens der Zählungskommissionäre p 

au:f die wir seinerzeit in der Denksphri:ft zur Volkszählung 1961 

die Bundesregierung au:fmerksam gemacht haben p auf. Anläßlioh 

des Kontaktgespräches vom 7.20196~ wurden diese unregelmäßig= 
• I 

keiten sowohl seitens. des damaligen Außenministers Dr. Kreisky 

als auch seitens des damaligen Land~shauptmannes von Kärnten, 

Ferdinand lfedenig anerkannt. Es wurde versprochen p daß sowohl 

das Memorandum zur Volkszählung 1961 als auch die über 100 

Sei t en um:fas senden Erhe bungsprotokoJ.le e inge he nd 'studiert wer­

ddn und auch das Justizministerium damit befaßt werden wird, 

Die Ergebnisse der Volkszählung 1961 drücken somit keineswege 

die tatsächliche sprachliche Struktur in Südkärnten aus \lnd 

besitzen in dieser Richtung ~ein~Aussagewerto 

Vor allem aber wurde den beiden Zentralorganisationen der 

Kärntner Slowenen au:f ihre Eingabe vom 16 0 201961 vom Bundes­

ministerium für Inneres mit Schreiben vom 10.3.1961 t Zahl: 

183.038-12 A/61, unter Hinweis auf die.in der "Wiener Zeitung" 

vom 15.2.1961 auf Seite 2 unter der Überschrift "Keinel-linder­

heitenfeetstellung bei der Volkszählung" abgedruckte Verlaut-

." 
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barung ausdrücklich versichert, daß "die Andeutung einer 

Korrespondenz, daß die Volkszählung 1961 durch die Frage-

stellung nach der Umgangssprache im Zusammenhang mit einer 

Hinderheitenfeststellung stehen könnte, jeder Grundlage ent­

behrt. 

Bei der Volkszählung 1961 - führte das Bundesministerium 
.. 

für Inneres aus - wird im Gegensatz zur Volkszählung 1951 

jeder Hinweis auf die gemischtsprachigen Gebiete vermiedeo p 

um keinen Anlaß zu Mißverständnissen zu geben. Die Frage 

nach der Familienumgangsprache , die im übrigen keine sl-/egs 
'" mit der Huttersprache identisch- ist, steht in keinem' Zusammen-

hang mit einer amtlichen Minderheitenfeststellung. Auch alle 

übrigen in dieser Korrespondenzmitteilung wiedergegebenen 

diesbezüglichen Kombination sind unzutreffendo" 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Bundes­

minister für Inneres folgende 

A n :f rag e: 

Welches fi:rgebnis habe~ die seinerzei tigen Erhebungen über 

die zahlreichen Beeinflussungen seitens der Zählungskommissionäre 

auf das Ergebnis der Volkszählung 1961? 
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